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363. Bundesgesetz: Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes
(NR: GP XVII RV 935 AB 1010 S. 108. BR: AB 3717 S. 518.)

364. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 und des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes (AlVG-Novelle 1989)
(NR: GP XVII RV 986 AB 1011 S. 108. BR: AB 3718 S. 518.)

3 6 3 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1989, mit
dem das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti-

gungsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsge-
setz, BGBl. Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 618/1987, wird wie
folgt geändert:

1. §2 Abs. 2 lautet:

„(2) Für den Sachbereich der Abfertigungsrege-
lung sind Betriebe (Unternehmungen) im Sinne des
§ 1:

a) Baumeisterbetriebe, Maurermeisterbetriebe,
Bauunternehmungen, Baueisenbieger- und
-verlegerbetriebe, Demolierungsbetriebe,
Betriebe der Inhaber von Konzessionen des
Maurergewerbes nach § 6 des Baugewerbege-
setzes, RGBl. Nr. 193/1893, Deichgräber-
und Erdbewegungsbetriebe, Gewässerregu-
lierungsbetriebe, Wildbach- und Lawinenver-
bauungsbetriebe, Betriebe für Meliorationsar-
beiten, Straßenbaubetriebe, Güterwegebaube-
triebe, Kaminausschleiferbetriebe, Fassaden-
beschichtungsbetriebe (ausgenommen Be-
triebe der Maler und Anstreicher);

b) Steinmetzmeisterbetriebe, Betriebe der Inha-
ber von Konzessionen des Steinmetzgewer-
bes nach § 6 des Baugewerbegesetzes, RGBl.
Nr. 193/1893;

c) Dachdeckerbetriebe, Pflastererbetriebe;
d) Hafnerbetriebe (ausgenommen die reinen

Erzeugungsbetriebe),. Platten- und Fliesenle-
gerbetriebe;

e) Brunnenmeisterbetriebe, Betriebe der Inhaber
von Konzessionen für das Brunnenmacherge-
werbe nach § 6 des Baugewerbegesetzes,
RGBl. Nr. 193/1893, Tiefbohrbetriebe,
Gerüstverleiherbetriebe, Betriebe der Verlei-

her von Baumaschinen mit Bedienungsperso-
nal, Isoliererbetriebe, Asphaltiererbetriebe,
Schwarzdeckerbetriebe, Steinholzlegerbe-
triebe, Terrazzomacherbetriebe, Stukkateur-
und Gipserbetriebe, Kunststeinerzeugerbe-
triebe;

f) Zimmererbetriebe und Betriebe der Inhaber
von Konzessionen des Zimmermannsgewer-
bes nach § 6 des Baugewerbegesetzes, RGBl.
Nr. 193/1893, soweit sie nicht fabriksmäßig
betrieben werden; Parkettlegerbetriebe;

g) Spezialbetriebe, die Tätigkeiten verrichten,
die ihrer Art nach in den Tätigkeitsbereich
der Betriebe nach lit. a bis f fallen;

h) Personalbereitstellungsbetriebe bezüglich
jener Arbeitnehmer, die zu Tätigkeiten über-
lassen werden, die ihrer Art nach in den
Tätigkeitsbereich der Betriebe nach lit. a bis g
fallen."

2. § 8 samt Überschrift lautet:

„Urlaubsentgelt

§ 8. (1) Dem Arbeitnehmer gebührt bei Antritt
des Urlaubes ein Urlaubsentgelt (Urlaubsgeld
zuzüglich Urlaubszuschuß), das den in der Anwart-
schaftsperiode erworbenen Anwartschaften (§ 4
Abs. 2) und der Dauer des Urlaubes entspricht.
Fällt in die Anwartschaftsperiode eine kollektivver-
tragliche Lohnerhöhung, so sind für die Berech-
nung aller Anwartschaften dieser Anwartschaftspe-
riode jene Zuschlagswerte heranzuziehen, die sich
auf Grund der Lohnerhöhung ergeben. Der
Anspruch auf das Urlaubsentgelt richtet sich gegen
die Urlaubs- und Abfertigungskasse.

(2) Der Arbeitgeber hat bei der für den Sitz des
Betriebes zuständigen Landesstelle der Urlaubs-
und Abfertigungskasse zu einem für die Auszah-
lung an den Arbeitnehmer zeitgerechten Termin,
frühestens jedoch einen Monat vor dem vereinbar-
ten Urlaubsantritt um Überweisung des entspre-
chenden Urlaubsentgeltes einzureichen. Er hat sich
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hiebei vorerst auf Grund der vorhandenen Unterla-
gen zu überzeugen, daß der Arbeitnehmer im Zeit-
punkt des Urlaubsantrittes bereits den Urlaubsan-
spruch erworben hat.

(3) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat das
auf Grund der Einreichung des Arbeitgebers die-
sem zu überweisende Urlaubsentgelt nach den
erworbenen Anwartschaften zu berechnen und auf
das vom Arbeitgeber für die überwiesenen Urlaubs-
entgelte einzurichtende besondere Konto zu über-
weisen.

(4) Muß der Arbeitgeber auf Grund des verein-
barten Urlaubsantrittes bereits vor Vollendung der
46. Anwaltschaftswoche um Überweisung des
Urlaubsentgeltes einreichen, so hat die Urlaubs-
und Abfertigungskasse die noch nicht gemeldeten
Anwartschaftswochen nach dem Durchschnitt der
bisher in der laufenden Anwartschaftsperiode
erworbenen Anwartschaften zu berechnen. Allfäl-
lige Unterschiede zwischen dieser Berechnung und
den tatsächlich erworbenen Anwartschaften sind
bei der nächsten Berechnung eines Urlaubsentgeltes
oder bei einer Abfindung auszugleichen.

(5) Die Auszahlung des jeweils gebührenden
Urlaubsentgeltes hat der Arbeitgeber am letzten
Arbeitstag vor dem Urlaubsantritt unter Berück-
sichtigung gesetzlicher oder kollektivvertraglicher
Bestimmungen über die Lohnzahlung vorzuneh-
men. Hiebei ist dem Arbeitnehmer auch der von
der Urlaubs- und Abfertigungskasse vorgesehene
Abrechnungsnachweis auszufolgen. Der Arbeitneh-
mer hat den Erhalt des Urlaubsentgeltes dem
Arbeitgeber zu bestätigen.

(6) Wird das Urlaubsentgelt dem Arbeitnehmer
während des Arbeitsverhältnisses nicht oder bei
Urlaubshaltung nicht zur Gänze innerhalb von drei
Monaten nach Überweisung durch die Urlaubs-
und Abfertigungskasse (Abs. 3) ausbezahlt und der
Urlaubs- und Abfertigungskasse nicht rücküberwie-
sen, so hat der Arbeitgeber ab diesem Zeitpunkt für
das nicht verbrauchte Urlaubsentgelt der Urlaubs-
und Abfertigungskasse Zinsen in der Höhe von
10 vH p. a. zu entrichten. Die Urlaubs- und Abfer-
tigungskasse kann aus rücksichtswürdigen Grün-
den die Zinsen herabsetzen oder erlassen.

(7) Verbraucht der Arbeitnehmer während des
Arbeitsverhältnisses den Urlaub nicht oder nur zu
einem Teil, hat der Arbeitgeber ein bereits überwie-
senes Urlaubsentgelt im Ausmaß des nicht ver-
brauchten Urlaubes der Urlaubs- und Abferti-
gungskasse binnen zwei Wochen nach Beendigung
des Arbeitsverhältnisses zurückzuzahlen.

(8) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse kann
das Urlaubsentgelt dem Arbeitnehmer direkt aus-
zahlen, wenn der Arbeitgeber die in Abs. 5 und 7
vorgesehenen Bestimmungen nicht erfüllt hat, mit
der Entrichtung fälliger Zuschläge für mehr als
zwei Zuschlagszeiträume im Rückstand ist oder

kein besonderes Konto für Urlaubsentgelte (Abs. 3)
eingerichtet hat."

3. § 23 wird folgender Satz angefügt:

„Der Urlaubs- und Abfertigungskasse ist vom
Arbeitgeber überdies die Einsicht in sämtliche
Unterlagen betreffend das besondere Konto für
Urlaubsentgelte gemäß § 8 Abs. 3 zu gewähren."

4. § 25 Abs. 3 bis 8 lauten:

„(3) Leistet der Arbeitgeber dieser Aufforderung
nicht oder nur teilweise Folge, so hat die Urlaubs-
und Abfertigungskasse zur Eintreibung nicht recht-
zeitig entrichteter Beträge einen Rückstandsaus-
weis auszufertigen. Dieser Ausweis hat den Namen
und die Anschrift des Schuldners, den rückständi-
gen Betrag, die Art des Rückstandes samt Neben-
gebühren, den Zuschlagszeitraum, auf den die
rückständigen Zuschläge entfallen, und allenfalls
vorgeschriebene Verzugszinsen zu enthalten. Die
Urlaubs- und Abfertigungskasse hat auf dem Aus-
weis zu vermerken, daß der Rückstandsausweis
einem die Vollstreckbarkeit hemmenden Rechtszug
nicht unterliegt. Der Rückstandsausweis ist Exeku-
tionstitel im Sinne des § 1 der Exekutionsordnung.

(4) Als Nebengebühr kann die Urlaubs- und
Abfertigungskasse in den Rückstandsausweis einen
pauschalierten Kostenersatz für die durch die Ein-
leitung und Durchführung der zwangsweisen Ein-
treibung bedingten Verwaltungsauslagen mit Aus-
nahme der im Verwaltungsweg oder im gerichtli-
chen Weg zuzusprechenden Kosten aufnehmen.
Der Anspruch auf die im Verwaltungsweg oder im
gerichtlichen Weg zuzusprechenden Kosten wird
hiedurch nicht berührt. Der pauschalierte Kosten-
ersatz beträgt 0,5 vH des einzutreibenden Betrages,
mindestens jedoch 20 S. Der Ersatz kann für die-
selbe Schuldigkeit nur einmal vorgeschrieben wer-
den. Allfällige Anwaltskosten des Verfahrens zur
Eintreibung der Zuschläge dürfen nur insoweit
beansprucht werden, als sie im Verfahren über
Rechtsmittel auflaufen.

(5) Ein Einspruch gegen den Rückstandsausweis
gemäß Abs. 3 ist vom Arbeitgeber bei der Bezirks-
verwaltungsbehörde einzubringen. Diese hat mit
Bescheid über die Richtigkeit der Vorschreibung zu
entscheiden.

(6) Bestreitet der Arbeitgeber die Vorschreibung
gemäß Abs. 1 mit der Begründung, nicht in den
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes zu fallen, so
hat die Bezirksverwaltungsbehörde auf Antrag der
Urlaubs- und Abfertigungskasse ehestens, späte-
stens aber einen Monat nach Einlangen des Antra-
ges mit Bescheid festzustellen, ob der Arbeitgeber
den Vorschriften dieses Bundesgesetzes unterliegt.

(7) Über Berufungen gegen einen Bescheid nach
Abs. 5 oder 6 entscheidet der Landeshauptmann.
Gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes
ist eine weitere Berufung unzulässig. Bildet Gegen-
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stand des Verfahrens die Frage, ob für das in
Betracht kommende Arbeitsverhältnis dieses Bun-
desgesetz Anwendung findet, so endet der Rechts-
mittelzug beim Bundesminister für Arbeit und
Soziales; dieser hat, wenn gleichzeitig die Höhe
des Rückstandes bestritten wird, auch darüber zu
entscheiden.

(8) Der Urlaubs- und Abfertigungskasse ist zur
Eintreibung nicht rechtzeitig entrichteter Zuschläge
die Einbringung im Verwaltungswege gewährt (§ 3
Abs. 3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950)."

5. Nach § 25 wird ein § 25 a eingefügt, der lau-
tet:

„§ 25 a. (1) Wird ein Betrieb übereignet, so haf-
tet der Erwerber für Zuschläge, die sein Vorgänger
zu zahlen gehabt hätte, unbeschadet der fortdau-
ernden Haftung des Vorgängers sowie der Haf-
tung des Betriebsnachfolgers nach § 1409 ABGB
unter Bedachtnahme auf § 1409 a ABGB und der
Haftung des Erwerbers nach § 25 des Handelsge-
setzbuches für die Zeit von höchstens zwölf Mona-
ten vom Tag des Erwerbes zurückgerechnet. Im
Fall einer Anfrage bei der Urlaubs- und Abferti-
gungskasse haftet er jedoch nur mit dem Betrag,
der ihm als Rückstand ausgewiesen worden ist. Lei-
stet der Betriebsnachfolger der Aufforderung der
Urlaubs- und Abfertigungskasse, den Rückstand
seines Vorgängers binnen 14 Tagen zu bezahlen,
nicht Folge, so hat die Urlaubs- und Abfertigungs-
kasse einen Rückstandsausweis auszufertigen. § 25
Abs. 3 bis 8 gilt sinngemäß.

(2) Abs. 1 gilt nicht bei einem Erwerb aus einer
Konkursmasse oder im Zuge eines Vollstreckungs-
verfahrens.

(3) Geht der Betrieb auf
1. einen Angehörigen des Betriebsvorgängers

gemäß Abs. 4,
2. eine am Betrieb des Vorgängers wesentlich

beteiligte Person gemäß Abs. 5 oder
3. eine Person mit wesentlichem Einfluß auf die

Geschäftsführung des Betriebsvorgängers (zB
Geschäftsführer, leitender Angestellter, Pro-
kurist) über, so haftet dieser Betriebsnachfol-
ger ohne Rücksicht auf das dem Betriebsüber-
gang zugrunde liegende Rechtsgeschäft wie
ein Erwerber gemäß Abs. 1, solange er nicht
nachweist, daß er die Zuschlagsschulden nicht
kannte bzw. trotz seiner Stellung im Betrieb
des Vorgängers nicht kennen konnte.

(4) Angehörige gemäß Abs. 3 Z 1 sind:
1. der Ehegatte;
2. die Verwandten in gerader Linie und die Ver-

wandten zweiten und dritten Grades in der
Seitenlinie, und zwar auch dann, wenn die
Verwandtschaft auf einer unehelichen Geburt
beruht;

3. die Verschwägerten in gerader Linie und die
Verschwägerten zweiten Grades in der Sei-

tenlinie, und zwar auch dann, wenn die
Schwägerschaft auf einer unehelichen Geburt
beruht;

4. die Wahl(Pflege)eltern und die Wahl(Pflege)-
kinder;

5. der Lebensgefährte;
6. unbeschadet der Z 2 die im § 32 Abs. 2 der

Konkursordnung genannten Personen.
(5) Eine Person ist an einem Betrieb wesentlich

beteiligt, wenn sie zu mehr als einem Viertel Anteil
am Betriebskapital hat. Bei der Beurteilung des
Anteiles am Betriebskapital ist der wahre wirt-
schaftliche Gehalt und nicht die äußere Erschei-
nungsform des Sachverhaltes maßgebend. Die
§§ 22 bis 24 der Bundesabgabenordnung sind sinn-
gemäß anzuwenden.

(6) Stehen Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb
dienen, nicht im Eigentum des Betriebsinhabers,
sondern im Eigentum einer der im Abs. 4 genann-
ten Personen, so haftet der Eigentümer der Wirt-
schaftsgüter mit diesen Gütern für die Zuschläge,
solange er nicht nachweist, daß er die Zuschlags-
schulden nicht kannte bzw. trotz seiner Stellung im
Betrieb nicht kennen konnte.

(7) Die zur Vertretung juristischer Personen
berufenen Personen und die gesetzlichen Vertreter
natürlicher Personen haften im Rahmen ihrer Ver-
tretungsmacht neben den durch sie vertretenen
Zuschlagsschuldnern für die von diesen zu entrich-
tenden Zuschläge insoweit, als die Zuschläge aus
Verschulden des Vertreters nicht eingebracht wer-
den können."

6. Die Zitierung in § 26 Abs. 2 lautet:

„§ 8 Abs. 6 und 7".

7. § 27 Abs. 3 lautet:

„(3) Lehnt die Urlaubs- und Abfertigungskasse
den Antrag ab oder erledigt sie den Antrag nicht
binnen sechs Wochen, so kann der Arbeitgeber bin-
nen zwei Wochen bei der zuständigen Bezirksver-
waltungsbehörde die bescheidmäßige Erledigung
seines Antrages binnen Monatsfrist begehren. Im
übrigen ist § 25 Abs. 7 sinngemäß anzuwenden."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August 1989
in Kraft.

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes anhängigen Verfahren über die
Entrichtung der Zuschlagsleistung (§ 25 Abs. 3 bis
7 BUAG, BGBl. Nr. 414/1972, in der Fassung des
BGBl. Nr. 618/1987) sind nach den bis 31. Juli
1989 geltenden Vorschriften zu erledigen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Arbeit und Soziales
betraut.

Waldheim
Vranitzky
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3 6 4 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1989, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977
und das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz

geändert werden (AlVG-Novelle 1989)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert mit dem Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 283/1988, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 1 Abs. 1 wird nach der lit. g folgende
lit. h eingefügt:

,,h) Zeitsoldaten, soweit sie Anspruch auf berufli-
che Bildung haben (§§ 33 bzw. 41 Abs. 4 des
Wehrgesetzes 1978, BGBl. Nr. 150), im letz-
ten Jahr ihres Wehrdienstes als Zeitsolda-
ten,"

2. Dem § 3 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
kann durch Verordnung Personengruppen von
österreichischen Staatsbürgern, die im Interesse
Österreichs Hilfe im Ausland leisten, zur freiwilli-
gen Selbstversicherung in der Arbeitslosenversiche-
rung zulassen. Die Selbstversicherung beginnt mit
Antragstellung, frühestens ab Beginn der Tätigkeit,
und endet mit Ende der Tätigkeit. Für die freiwil-
lige Selbstversicherung in der Arbeitslosenversiche-
rung ist die für das Land Wien bestehende Gebiets-
krankenkasse örtlich zuständig. § 61 (Arbeitslosen-
versicherungsbeitrag) gilt sinngemäß. Liegt kein
Entgelt im Sinne des § 49 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes vor, so ist als täglicher
Arbeitsverdienst der dreifache Betrag des im § 44
Abs. 6 lit. b des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes angeführten Betrages als Berechnungs- und
Beitragsgrundlage (§§ 21 und 61 Abs. 1 und 2)
anzunehmen."

3. § 10 Abs. 1 lautet:

„(1) Wenn der Arbeitslose sich weigert, eine ihm
vom Arbeitsamt zugewiesene zumutbare Beschäfti-
gung anzunehmen, oder die Annahme einer sol-
chen Beschäftigung vereitelt, verliert er für die
Dauer der Weigerung, jedenfalls aber für die
Dauer der auf die Weigerung folgenden vier
Wochen, den Anspruch auf Arbeitslosengeld. Liegt
im Zeitraum eines Jahres vor dem Beginn eines
Anspruchsverlustes bereits ein früherer Anspruchs-
verlust, so beträgt der im ersten Satz genannte Zeit-
raum sechs Wochen, im Falle von zwei oder mehr
Anspruchsverlusten acht Wochen. Das gleiche gilt,
wenn der Arbeitslose sich ohne wichtigen Grund
weigert, einem Auftrag zur Nach(Um)schulung zu
entsprechen, oder durch sein Verschulden den
Erfolg der Nach(Um)schulung vereitelt."

4. a) Im § 12 Abs. 6 lit. c wird der Punkt durch
einen Beistrich ersetzt.

b) Dem § 12 Abs. 6 wird folgende lit. d angefügt:

,,d) wer, ohne in einem Dienstverhältnis zu ste-
hen, im Betrieb des Ehegatten, der Eltern
oder Kinder tätig ist, sofern das Entgelt aus
dieser Tätigkeit, würde sie von einem Dienst-
nehmer ausgeübt, die im § 5 Abs. 2 lit. a bis c
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
angeführten Beträge nicht übersteigen
würde."

c) Im § 12 Abs. 9 wird der Ausdruck „des Ein-
kommensteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 440" durch
den Ausdruck „des Einkommensteuergesetzes
1988, BGBl. Nr. 400", der Ausdruck „(EStG
1972)" durch den Ausdruck „(EStG 1988)" und
der Ausdruck „§§ 8, 9, 10, 11 und 122 EStG 1972"
durch den Ausdruck „§§9 und 10 EStG 1988"
ersetzt.

d) Dem § 12 Abs. 9 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Als monatliches Einkommen gilt ein Zwölftel des
sich ergebenden Jahreseinkommens."

5. a) § 14 Abs. 1 und 2 lauten:

„§14. (1) Bei der erstmaligen Inanspruchnahme
des Arbeitslosengeldes ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn der Arbeitslose in den letzten 24 Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rahmen-
frist) insgesamt 52 Wochen im Inland arbeitslosen-
versicherungspflichtig beschäftigt war. Handelt es
sich jedoch um einen Arbeitslosen, der das Arbeits-
losengeld vor Vollendung des 25. Lebensjahres
beantragt, ist die Anwartschaft erfüllt, wenn

1. der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rah-
menfrist) insgesamt 20 Wochen im Inland
arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt
war, wobei höchstens zehn Wochen arbeitslo-
senversicherungspflichtige Zeiten nach § 25
Abs. 1 und 3 des Arbeitsmarktförderungsge-
setzes, BGBl. Nr. 31/1969, herangezogen
werden dürfen, und

2. ihm die Arbeitsmarktverwaltung (§ 40 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes) auch
unter weitestmöglichem Einsatz von Förde-
rungsmaßnahmen im Sinne des § 19 Abs. 1
des Arbeitsmarktförderungsgesetzes keine
zumutbare Beschäftigung vermitteln kann,
wobei diesbezüglich der Vermittlungsaus-
schuß des Arbeitsamtes anzuhören ist.

(2) Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des
Arbeitslosengeldes ist die Anwartschaft erfüllt,
wenn der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten
vor Geltendmachung des Anspruches (Rahmen-
frist) insgesamt 20 Wochen im Inland arbeitslosen-
versicherungspflichtig beschäftigt war. Die Anwart-
schaft ist im Falle einer weiteren Inanspruchnahme
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auch dann erfüllt, wenn der Arbeitslose die Anwart-
schaft gemäß § 14 Abs. 1 erster Satz erfüllt."

b) § 14 Abs. 4 lautet:

„(4) Auf die Anwartschaft sind folgende im
Inland zurückgelegte oder auf Grund inländischer
Rechtsvorschriften erworbene Zeiten anzurechnen:

a) Zeiten, die der Arbeitslosenversicherungs-
pflicht unterlagen, sowie Zeiten der Selbst-
versicherung in der Arbeitslosenversicherung;

b) die Zeit des Präsenz(Zivil)dienstes, wenn
innerhalb der Rahmenfrist mindestens
13 Wochen sonstige Anwartschaftszeiten lie-
gen;

c) Zeiten des Bezuges von Wochengeld oder
Krankengeld aus einer Krankenversicherung
auf Grund eines arbeitslosenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses;

d) bei Dienstverhältnissen von Arbeitern, die
mindestens eine volle Woche gedauert haben
und an einem Freitag oder Samstag enden,
der darauffolgende Samstag und Sonntag
oder darauffolgende Sonntag;

e) Zeiten einer krankenversicherungspflichtigen
Beschäftigung als Lehrling."

6. § 16 Abs. 3 lautet:

„(3) Auf Antrag des Arbeitslosen ist das Ruhen
des Arbeitslosengeldes gemäß Abs. 1 lit. g bei Vor-
liegen berücksichtigungswürdiger Umstände nach
Anhörung des Vermittlungsausschusses des Arbeits-
amtes bis zu acht Wochen während eines Lei-
stungsanspruches (§ 18) nachzusehen. Berücksichti-
gungswürdige Umstände sind Umstände, die im
Interesse der Beendigung der Arbeitslosigkeit gele-
gen sind, insbesondere wenn sich der Arbeitslose
ins Ausland begibt, um nachweislich einen Arbeits-
platz zu suchen oder um sich nachweislich beim
Arbeitgeber vorzustellen oder um sich einer Ausbil-
dung zu unterziehen, oder Umstände, die auf zwin-
genden familiären Gründen beruhen. In besonders
gelagerten Fällen kann aus zwingenden Gründen
auch über die acht Wochen hinausgegangen wer-
den."

7.-a) § 18 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Arbeitslosengeld wird für 20 Wochen
gewährt. Es wird für 30 Wochen gewährt, wenn in
den letzten fünf Jahren vor Geltendmachung des
Anspruches arbeitslosenversicherungspflichtige Be-
schäftigungen in der Dauer von 156 Wochen nach-
gewiesen werden."

b) § 18 Abs. 2 lit. a und b lauten:

,,a) auf 39 Wochen, wenn in den letzten zehn
Jahren vor Geltendmachung des Anspruches
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäfti-

gungen von 312 Wochen nachgewiesen wer-
den und der Arbeitslose bei Geltendmachung
des Anspruches das 40. Lebensjahr vollendet
hat,

b) auf 52 Wochen, wenn in den letzten 15 Jah-
ren vor der Geltendmachung des Anspruches
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäfti-
gungen von 468 Wochen nachgewiesen wer-
den und der Arbeitslose bei Geltendmachung
des Anspruches das 50. Lebensjahr vollendet
hat,"

c) § 18 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei der Festsetzung der Bezugsdauer sind
die im § 14 Abs. 4 angeführten Zeiten zu berück-
sichtigen."

8. § 20 Abs. 2 lautet:

„(2) Familienzuschläge sind für Ehegatten
(Lebensgefährten), Eltern und Großeltern, Kinder
und Enkel, Stiefkinder, Wahlkinder und Pflegekin-
der (zuschlagsberechtigte Personen) zu gewähren,
wenn der Arbeitslose zum Unterhalt dieser Perso-
nen tatsächlich wesentlich beiträgt und

1. für den Angehörigen ein Anspruch auf Fami-
lienbeihilfe besteht und dieser kein Arbeitsein-
kommen, ausgenommen die Lehrlingsentschä-
digung, erzielt, das einen im § 5 Abs. 1 erster
Satz des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 376, in der geltenden Fas-
sung angeführten Betrag übersteigt, oder

2. für den Angehörigen kein Anspruch auf Fami-
lienbeihilfe besteht und dieser kein Einkom-
men erzielt, das einen im § 5 Abs. 1 erster
Satz des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 376, in der geltenden Fas-
sung angeführten Betrag übersteigt.

Der Familienzuschlag gebührt nicht, wenn den
zuschlagsberechtigten Personen zugemutet werden
kann, den Aufwand für ihren Lebensunterhalt aus
eigenen Kräften, insbesondere durch eigene Arbeit,
zu bestreiten."

9. a) § 21 Abs. 1 vierter Satz lautet:

„Zeiten, in denen der Arbeitslose infolge Kurzar-
beit oder Erkrankung (Schwangerschaft) nicht das
volle Entgelt oder wegen Beschäftigungslosigkeit
kein Entgelt bezogen hat, sowie Zeiten einer Lehr-
lingsentschädigung, wenn das Lehrverhältnis wäh-
rend des Berechnungszeitraumes geendet hat und
es für den Arbeitslosen günstiger ist, bleiben bei der
Berechnung des für die Festsetzung der Lohnklasse
maßgebenden Entgeltes außer Betracht."
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b) §21 Abs. 3 lautet:

„(3) Als Grundbetrag des Arbeitslosengeldes
gebührt täglich:
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c) § 21 Abs. 4 lautet:

„(4) Der Bundesminister für Arbeit und Soziales
hat die Lohnklassentabelle wie folgt zu ändern
bzw. zu ergänzen:

1. Bei Erhöhung der für den Arbeitslosenversi-
cherungsbeitrag maßgeblichen Höchstbei-
tragsgrundlage (§ 61 Abs. 1) ist die Lohnklas-
sentabelle mit folgendem Wirksamkeitsbeginn
zu ergänzen:
a) wenn der Beitragszeitraum Kalendermo-

nate umfaßt, ein Jahr nach Wirksamwer-
den der Erhöhung dieser Höchstbeitrags-
grundlage;

b) wenn der Beitragszeitraum Wochen
umfaßt, ein Jahr nach Wirksamwerden
der Erhöhung dieser Höchstbeitrags-
grundlage, sofern jedoch der Jahrestag
nicht auf einen Monatsersten fällt, mit
dem nächstfolgenden Monatsersten.

Hiebei ist der monatliche Arbeitsverdienst von
Lohnklasse zu Lohnklasse jeweils um 260 S
abzustufen. Der Grundbetrag in den ergänz-
ten Lohnklassen ist in Anwendung der mittle-
ren Nettoersatzquote der Lohnklassen 5 bis
33 des vor dem Wirksamkeitsbeginn liegen-
den Kalenderjahres festzusetzen.

2. Wird die Geringfügigkeitsgrenze (§ 1 Abs. 4
erster Satz) erhöht und liegt dadurch in einer
Lohnklasse der obere monatliche Arbeitsver-
dienst unter der Geringfügigkeitsgrenze, so ist
mit Wirksamkeit unter sinngemäßer Anwen-
dung der Z 1 lit. a und b festzustellen, daß für
Verdienste dieser Lohnklasse der Grundbe-
trag der nächsthöheren Lohnklasse gebührt.
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3. Bei Erhöhung des Richtsatzes gemäß § 293
Abs. 1 lit. a sublit. bb des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes ist ab 1. Jänner des dar-
auffolgenden Jahres in Anwendung der mitt-
leren Nettoersatzquote der Lohnklassen 5 bis
33 des vorangegangenen Jahres der Grundbe-
trag in den Lohnklassen ab Lohnklasse 34 bis
zu einem Betrag von 1/30 des Richtsatzes zu
erhöhen.

Unter Nettoersatzquote gemäß Z 1 und 3 ist das.
Verhältnis des Nettoeinkommens zu dem monatli-
chen Grundbetrag zu verstehen. Zur Ermittlung
des monatlichen Grundbetrages ist der Tagessatz
mit 365 zu multiplizieren und durch zwölf zu tei-
len. Zur Ermittlung des Nettoeinkommens ist das
mittlere Bruttoeinkommen in einer Lohnklasse um
die für einen alleinstehenden Angestellten maßgeb-
lichen sozialen Abgaben und maßgebliche Einkom-
mensteuer unter Berücksichtigung der ohne Antrag
gebührenden Freibeträge zu vermindern. Die Net-
toersatzquote ist auf volle Zehntelprozent auf-
oder abzurunden.

Die für die Änderung bzw. Ergänzung der Lohn-
klassentabelle errechneten Grundbeträge sind auf
volle zehn Groschen zu runden; hiebei sind Beträge
unter fünf Groschen zu vernachlässigen und
Beträge von fünf Groschen und mehr auf volle
zehn Groschen zu ergänzen."

d) Dem § 21 werden folgende Abs. 7 bis 9 ange-
fügt:

„(7) Wird die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld
durch Heranziehung von Dienstverhältnissen in
anderen Staaten, mit denen ein zwischenstaatliches
Abkommen über Arbeitslosenversicherung besteht,
erfüllt, und war der Arbeitslose zuletzt in diesem
Staat beschäftigt, so ist das ortsübliche Entgelt im
Inland, das der vorherigen Beschäftigung im Aus-
land entspricht, maßgeblich. War der Arbeitslose
aber Grenzgänger, das heißt, war er im Ausland
beschäftigt, aber im Inland wohnhaft und kehrte
hierher in der Regel mindestens einmal wöchentlich
zurück, so ist das im Ausland erzielte Entgelt maß-
geblich.

(8) Abweichend von Abs. 1 ist ein für den
Anspruch auf Arbeitslosengeld herangezogenes
Entgelt auch bei weiteren Ansprüchen auf Arbeits-
losengeld so lange heranzuziehen, bis entweder
arbeitslosenversicherungspflichtige Beschäftigungs-
zeiten mit einer Gesamtdauer von 26 Wochen vor-
liegen oder sich ein höheres maßgebliches Entgelt
ergibt.

(9) Wurde ein Bezug des Arbeitslosengeldes
gemäß § 18 Abs. 2 lit. c oder Abs. 5 vor mehr als
zwei Jahren zuerkannt, so ist dieses Arbeitslosen-
geld mit Wirkung vom 1. Jänner eines jeden dar-
auffolgenden Jahres mit dem Anpassungsfaktor des
betreffenden Kalenderjahres (§ 108 f ASVG) zu
vervielfachen."

10. a) Im § 23 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz
folgender Satz eingefügt:

„Arbeitslosigkeit ist bei Beantragung einer Leistung
nach lit. a auch anzunehmen, wenn aus einem auf-
rechten Dienstverhältnis kein Entgeltanspruch
mehr besteht und der Anspruch auf Krankengeld
erschöpft ist."

b) § 23 Abs. 2 lautet:

„(2) Hat ein Arbeitsamt einen Vorschuß nach
Abs. 1 oder Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe
gewährt, so geht ein Anspruch des Arbeitslosen auf
eine Leistung gemäß Abs. 1 lit. a und b für densel-
ben Zeitraum auf den Bund zugunsten der Arbeits-
losenversicherung in der Höhe der vom Arbeitsamt
gewährten Leistung, mit Ausnahme der Kranken-
versicherungsbeiträge über, sobald das Arbeitsamt
beim Träger der Sozialversicherung den Übergang
des Anspruches geltend macht. Der Übergang des
Anspruches wird nur bis zur Höhe der nachzuzah-
lenden Beträge wirksam. Wird eine dauernde oder
vorübergehende Pension aus dem Versicherungsfall
der geminderten Arbeitsfähigkeit zuerkannt, so ist
ein vor dem Anfallstag dieser Pension gewährter
Vorschuß nach Abs. 1 in Arbeitslosengeld bzw.
Notstandshilfe umzuwandeln."

11. § 25 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Die Verpflichtung zum Ersatz des empfangenen
Arbeitslosengeldes besteht auch dann, wenn im
Falle des § 12 Abs. 8 das Weiterbestehen des
Beschäftigungsverhältnisses festgestellt wurde,
sowie in allen Fällen, in denen rückwirkend das
Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses festge-
stellt oder vereinbart wird."

12. a) Im § 26 Abs. 4 lit. d wird der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt.

b) Dem § 26 Abs. 4 wird folgende lit. e angefügt:

,,e) ohne in einem Dienstverhältnis zu stehen, im
Betrieb des Ehegatten, der Eltern oder Kin-
der tätig sind, sofern das Entgelt aus dieser
Tätigkeit, würde sie von einer Dienstnehme-
rin ausgeübt, die im § 5 Abs. 2 lit. a bis c des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
angeführten Beträge nicht übersteigen
würde."

13. a) Im § 27 Abs. 3 und 4 entfällt jeweils der
Ausdruck „Abs. 3 erster Satz und Abs. 5 erster
Satz".

b) Dem § 27 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Bei Anwendung der Abs. 3 bis 5 ist das Ein-
kommen nach Maßgabe der für die Notstandshilfe
geltenden Vorschriften zu ermitteln."

14. Dem § 34 Abs. 3 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Bei der Zulassung von Personen, die nicht die
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, für die
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jedoch im Zeitpunkt der Geltendmachung der Not-
standshilfe ein gültiger Befreiungsschein gemäß
dem Ausländerbeschäftigungsgesetz, BGBl.
Nr. 218/1975; in der jeweils geltenden Fassung
ausgestellt ist, entfällt die Voraussetzung der Min-
destbeschäftigungszeit."

15. a) §36 Abs. 2 lautet:

„(2) In den nach Abs. 1 zu erlassenden Richtli-
nien sind auch die näheren Voraussetzungen im
Sinne des § 33 Abs. 4 festzulegen, unter denen Not-
lage als gegeben anzusehen ist. Bei der Beurteilung
der Notlage sind die gesamten wirtschaftlichen
Verhältnisse des (der) Arbeitslosen selbst sowie des
mit dem Arbeitslosen (der Arbeitslosen) im gemein-
samen Haushalt lebenden Ehepartners (des Lebens-
gefährten bzw. der Lebensgefährtin) zu berücksich-
tigen. Durch eine vorübergehende Abwesenheit
(Kur-, Krankenhausaufenthalt, Arbeitsverrichtung
an einem anderen Ort u. a.) wird der gemeinsame
Haushalt nicht aufgelöst. Weiters sind unter Beach-
tung der vorstehenden Grundsätze Bestimmungen
darüber zu treffen, inwieweit für den Fall, daß das
der Beurteilung zugrundeliegende Einkommen
nicht ausreicht, um die Befriedigung der notwendi-
gen Lebensbedürfnisse des Arbeitslosen sicherzu-
stellen, Notstandshilfe unter Anrechnung des Ein-
kommens mit einem Teilbetrag gewährt werden
kann. Als Einkommen gelten auch Leistungen
gemäß Abs. 3 lit. A sublit. e, Krankengeld,
Wochengeld und Übergangsgeld nach dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz, Sonderruhegeld
nach dem Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz, Son-
derunterstützung nach dem Sonderunterstützungs-
gesetz, Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes
nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz und Lei-
stungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz.
Bei der Anrechnung von Notstandshilfe auf Not-
standshilfe ist sicherzustellen, daß die Anrechnung
nicht wechselseitig erfolgt."

b) § 36 Abs. 3 lit. A sublit. e lautet:

,,e) Beim Bezug einer Leistung aus einem der
Versicherungsfälle des Alters aus der Pen-
sionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerbli-
chen Sozialversicherungsgesetz bzw. dem
Bauern-Sozialversicherungsgesetz und beim
Bezug eines Ruhegenusses aus einem Dienst-
verhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen
Körperschaft ist Notlage nicht anzunehmen.
Diesen Leistungen ist eine ausländische
Alterspension bzw. Altersrente mindestens in
der Höhe des Ausgleichszulagenrichtsatzes
(§ 293 Abs. 1 lit. a ASVG) gleichgestellt."

c) Die Überschrift des § 36 Abs. 3 lit. B lautet:

„B. Berücksichtigung des Einkommens des Ehe-
partners (des Lebensgefährten bzw. der Lebensge-
fährtin) :"

d) § 36 Abs. 3 lit. B sublit. a lautet:

,,a) Vom Einkommen des Ehepartners (des
Lebensgefährten bzw. der Lebensgefährtin)
ist bei der Anrechnung ein zur Bestreitung
des Lebensunterhaltes notwendiger Betrag
(Freibetrag) freizulassen, der nach der Größe
der Familie verschieden bemessen werden
kann."

e) Dem § 36 Abs. 3 lit. B wird folgende sublit. e
angefügt:

,,e) Hat der Ehepartner (Lebensgefährte bzw. die
Lebensgefährtin) ein schwankendes Einkom-
men, wie z. B. Akkordverdienste, regelmä-
ßige, aber ungleiche Überstundenleistungen,
so ist der Anrechnung jeweils das durch-
schnittliche Erwerbseinkommen der letzten
drei vollen Monate für den Anspruch auf
Notstandshilfe für die darauffolgenden drei
Monate zugrunde zu legen. Zwischenzeitige
Erhöhungen oder Verminderungen des Ein-
kommens bewirken keine Änderung der
zuerkannten Notstandshilfe. Fällt das
Erwerbseinkommen zur Gänze weg, ist der
Anspruch auf Notstandshilfe neu zu bemes-
sen."

16. Dem § 41 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die §§ 126 Abs. 1 und 139 Abs. 3 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes gelten sinngemäß."

17. Dem § 43 Abs. 2 wird folgender Satz ange-
fügt:

„§ 16 Abs. 3 erster Satz des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes ist auch dann anzuwenden,
wenn der Antrag auf Selbstversicherung in der
Krankenversicherung innerhalb von sechs Wochen
nach Ablehnung einer Leistung nach diesem Bun-
desgesetz gestellt wird und der Antrag auf eine Lei-
stung nach diesem Bundesgesetz innerhalb von
sechs Wochen nach Ende des letzten arbeitslosen-
versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
ses geltend gemacht wird."

18. Der bisherige § 43 a wird als „(1)" bezeich-
net. Als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Abs. 1 gilt sinngemäß zur Abgeltung des
Aufwandes der Träger der Krankenversicherung
auf Grund des § 122 Abs. 2 Z 2 lit. c des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes."

19. a) Im § 49 Abs. 1 wird nach dem zweiten
Satz folgender Satz eingefügt:

„Das Arbeitsamt kann auch öftere Kontrollmeldun-
gen vorschreiben, wenn der begründete Verdacht
besteht, daß das Arbeitslosengeld bzw. die Not-
standshilfe nicht gebührt."
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b) § 49 Abs. 2 lautet:

„(2) Ein Arbeitsloser, der trotz Belehrung über
die Rechtsfolgen eine Kontrollmeldung unterläßt,
ohne sich mit triftigen Gründen zu entschuldigen,
erhält vom Tage der versäumten Kontrollmeldung
an bis zur Geltendmachung des Fortbezuges kein
Arbeitslosengeld bzw. keine Notstandshilfe. Ist die
Frage strittig, ob ein triftiger Grund für die Unter-
lassung der Kontrollmeldung vorliegt, so ist der
Vermittlungsausschuß des Arbeitsamtes anzuhö-
ren."

20. Dem § 50 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„Bei Bezug von Arbeitslosengeld gemäß § 18 Abs. 5
trifft die Anzeigepflicht auch den Träger der Ein-
richtung."

21. §61 Abs. 1 und 2 lautet:

„§61. (1) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag
beträgt:
ab Beginn des Beitragszeitraumes August 1989
4,8 vH,
ab Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1990
4,6 vH,
ab Beginn des Beitragszeitraumes August 1990
4,4 vH
der nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setz geltenden allgemeinen Beitragsgrundlage bis
zur Höhe der gemäß § 45 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes in der Pensionsversicherung
festgelegten Höchstbeitragsgrundlage.

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes) sind Sonder-
beiträge
ab Beginn des Beitragszeitraumes August 1989 im
Ausmaß von 4,8 vH,
ab Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1990 im
Ausmaß von 4,6 vH,
ab Beginn des Beitragszeitraumes August 1990 im
Ausmaß von 4,4 vH
der Sonderzahlungen zu entrichten. Hiebei sind die
in einem Kalenderjahr fällig werdenden Sonder-
zahlungen bis zu dem im § 54 Abs. 1 des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes angeführten

Betrag der Höchstbeitragsgrundlage in der Pen-
sionsversicherung zu berücksichtigen."

22. Dem § 69 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt:

„§ 321 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes gilt auch zwischen den Arbeitsämtern bzw.
Landesarbeitsämtern und den Versicherungsträ-
gern (dem Hauptverband)."

23. Im § 71 Abs. 1 wird der Ausdruck „§ 46
Abs.. 3" durch den Ausdruck „§ 46 Abs. 4" ersetzt.

Artikel II

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes (47. Novelle zum ASVG)

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 749/1988, wird wie folgt
geändert:

Im § 122 Abs. 2 Z 2 letzter Satz wird der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. c
angefügt:

,,c) um jenen Zeitraum, um den die Dauer des
Anspruchsverlustes auf Arbeitslosengeld oder
Notstandshilfe gemäß § 10 A1VG über die
Frist von drei Wochen hinausgeht."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, mit Ausnahme des
Art. I Z 21, mit 1. August 1989 in Kraft. Art. I Z 21
tritt mit Beginn des Beitragszeitraumes August
1989 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z 7 sind auch
auf Ansprüche von Arbeitslosengeld anzuwenden,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesge-
setzes bestehen oder gemäß § 16 ruhen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Arbeit und Soziales
betraut.

Waldheim

Vranitzky


